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1. Terminsache: Freistellungsaufträge 
ohne Steueridentifikationsnummer 
verlieren ihre Gültigkeit 

 
Seit dem 1.1.2011 können Freistellungs-
aufträge nur unter Angabe der Steueriden-
tifikationsnummer (Steuer-ID-Nr.) des Auf-
traggebers und ggf. seines Ehepartners 
geändert bzw. neu erteilt werden. Dies gilt 
für die Meldezeiträume bis 2015 nur so-
weit diese vorliegt. 
 
Ab 1.1.2016 verlieren alle Freistellungs-
aufträge ohne Steuer-ID-Nr. ihre Gültig-
keit. Bei der Übermittlung ist ab dann im 
Datensatz jeweils die im wirksamen Frei-
stellungsauftrag vermerkte Steuer-ID-Nr. 
des Kunden anzugeben. 
 
Freistellungsaufträge, die vor dem 
1.1.2011 gestellt worden sind und ab dem 
1.1.2016 wegen fehlender Steuer-ID-Nr. 
ihre Gültigkeit verlieren, brauchen nicht mit 
dem nunmehr amtlichen Vordruck neu 

beantragt werden. Für die Freistellungs-
aufträge ist vielmehr die Nummer in einer 
geeigneten Form dem Institut mitzuteilen. 
 
Anmerkung: Wenn Sie bei mehreren 
Kreditinstituten Konten und Depots führen, 
können Sie den Sparerpauschbetrag (801 
€ Alleinstehende bzw. 1.602 € Verheirate-
te) aufteilen und die Teilbeträge auf die 
Freistellungsaufträge den einzelnen Ban-
ken zuweisen. In diesem Zusammenhang 
sollten alle Freistellungsaufträge überprüft 
und ergänzt werden. 
 
 
2. Verteilung der Kosten für „außer-

gewöhnliche Belastung“ auf meh-
rere Jahre 

 
Die Einkommensteuer wird auf Antrag 
ermäßigt, wenn einem Steuerpflichtigen 
zwangsläufig größere Aufwendungen als 
der überwiegenden Mehrzahl der Steuer-
pflichtigen gleicher Einkommensverhält-

BRUGGER U. PARTNER STEUERBERATUNGSGES. MBH § 78713 SCHRAMBERG 

BRUGGER 
UND  

PARTNER 
STEUERBERATUNGS- 
GESELLSCHAFT MBH 
 
FALKENSTEINSTRASSE 59 
78713 SCHRAMBERG 
 
LINDENSTRASSE 3 
78713 SCHRAMBERG-SULGEN 

 
 
 

 
 



 

 

nisse, gleicher Vermögensverhältnisse 
und gleichen Familienstands (sog. außer-
gewöhnliche Belastung) erwachsen. Au-
ßergewöhnliche Belastungen sind grund-
sätzlich in dem Jahr steuerlich zu berück-
sichtigen, in dem die Aufwendungen ge-
leistet worden sind. 
 
Das Finanzgerichts Saarland (FG) ent-
schied mit Urteil vom 6.8.2013 aber, dass 
solche Aufwendungen auf mehrere Jahre 
verteilt und damit auch steuerlich wir-
kungsvoller angesetzt werden können. 
Hohe außergewöhnliche Belastungen 
würden vielfach steuerlich wirkungslos 
bleiben, wenn ihnen keine entsprechen-
den Einkünfte gegenüberstehen. 
 
In dem vom FG entschiedenen Fall baute 
ein schwerbehinderter Steuerpflichtiger 
sein Haus behindertengerecht um. Die 
Umbaukosten betrugen rund 135.000 €. 
Das FG ließ im entschiedenen Fall eine 
Verteilung auf 5 Jahre zu. Die Revision 
zum Bundesfinanzhof (BFH) wurde zuge-
lassen, von diesem jedoch wegen Ver-
schuldens des Finanzamtes verworfen, da 
sie nicht innerhalb der Revisionsfrist ein-
gelegt wurde. 
 
Nunmehr hat das Finanzgericht Baden-
Württemberg mit Urteil vom 23.4.2015 in 
einem ähnlich gelagerten Fall eine Vertei-
lung der aufgewandten außergewöhnli-
chen Belastung aus Billigkeitsgründen auf 
mehrere Veranlagungszeiträume verneint. 
 
Anmerkung: Die Revision zum BFH (Az. 
VI R 36/15) wurde auch hier zugelassen. 
Es empfiehlt sich in ähnlich gelagerten 
Fällen beim Finanzamt eine entsprechen-
de Billigkeitsmaßnahme zu beantragen, 
gegen die zu erwartende Ablehnung Ein-
spruch einzulegen und in Hinblick auf die 
anhängige Revision Ruhen des Verfah-
rens zu beantragen. 
 
 
3. Kosten für eine Abschiedsfei-

er/Dienstjubiläum steuerlich ab-
zugsfähig? 

 
In seinem Urteil vom 29.5.2015 hat das 
Finanzgericht Münster (FG) entschieden, 
dass Aufwendungen für eine Abschieds-
feier, die ein Arbeitnehmer anlässlich ei-
nes Arbeitgeberwechsels veranstaltet, als 

Werbungskosten steuerlich abzugsfähig 
sein können, wenn bestimmte Parameter 
eingehalten werden. 
 
Im entschiedenen Fall ließ das FG den 
Werbungskostenabzug in vollem Umfang 
zu, weil die Aufwendungen für die Ab-
schiedsfeier durch die berufliche Tätigkeit 
veranlasst waren. Der Anlass der Feier, 
der Arbeitgeberwechsel, sei rein berufli-
cher Natur gewesen. Sämtliche Gäste 
stammten aus dem beruflichen Umfeld. 
Die ganz überwiegende Zahl der Gäste 
wurde auch ohne Ehe- bzw. Lebenspart-
ner eingeladen. Außerdem wurde der bis-
herige Arbeitgeber in die Organisation der 
Feier eingebunden, indem er die Gästelis-
te mit diesem abstimmte und sein bisheri-
ges Sekretariat ihn bei der Organisation 
der Anmeldungen unterstützte. Auch die 
Höhe der Kosten der Feier von ca. 50 € 
pro Person befand das FG als angemes-
sen. 
 
Anders sah das das FG Niedersachsen in 
seiner Entscheidung vom 3.12.2014. Da-
nach sind Aufwendungen, die einem 
Steuerpflichtigen im Zusammenhang mit 
der Ausrichtung einer – ausschließlich von 
ihm selbst veranlassten und organisierten 
– Feier anlässlich seines 40-jährigen 
Dienstjubiläums entstanden sind, nicht als 
Werbungskosten bei seinen Einkünften 
aus nicht selbständiger Arbeit abziehbar.  
Ein Dienstjubiläum stellt i. d. R. ein per-
sönliches Ereignis dar. 
 
Im entschiedenen Fall hatte ein Steuer-
pflichtiger anlässlich seines 40-jährigen 
Dienstjubiläums eingeladen. Er ist als 
Gastgeber aufgetreten und hat die Gäste-
liste bestimmt. Bei den Gästen handelte 
es sich ausschließlich um Kollegen. Die 
Feierlichkeit fand im Sozialraum statt. 
 
Anmerkung: Ein starkes Indiz für die be-
rufliche Veranlassung der Feier – und da-
mit die Anerkennung der Bewirtungskos-
ten als Werbungskosten – kann vorliegen, 
wenn der Arbeitgeber die Veranstaltung 
ohne Mitspracherecht des betroffenen 
Beschäftigten organisiert und ausrichtet; 
wenn er also die Gästeliste bestimmt und 
sich an den Kosten der Jubiläumsfeier 
beteiligt. Um jedoch steuerliche Nachteile 
zu vermeiden, sollten Sie sich von uns vor 



 

 

solchen Veranstaltungen steuerlichen Rat 
einholen! 
 
 
4. Aufzeichnungen eines Diktiergeräts 

als Fahrtenbuch 
 
Wieder einmal musste sich ein Finanzge-
richt (FG) – hier das FG Köln – mit der 
Frage befassen, wann ein „ordnungsge-
mäßes Fahrtenbuch“ steuerlich anzuer-
kennen ist. Im entschiedenen Fall ging es 
um die mündliche Aufnahme auf ein Dik-
tiergerät und anschließende Aufzeichnung 
in eine Excel-Tabelle. 
 
Dazu äußerte sich das FG wie folgt: Aus 
dem Wortlaut und aus dem Sinn und 
Zweck der Regelung im Einkommensteu-
ergesetz folgt, dass die dem Nachweis 
des zu versteuernden Privatanteils an der 
Gesamtfahrleistung dienenden Aufzeich-
nungen eine hinreichende Gewähr für ihre 
Vollständigkeit und Richtigkeit bieten und 
mit vertretbarem Aufwand auf ihre materi-
elle Richtigkeit hin überprüfbar sein müs-
sen. 
 
Dazu gehört auch, dass das Fahrtenbuch 
zeitnah und in geschlossener Form geführt 
worden ist. Die vom Steuerpflichtigen be-
sprochenen Kassetten stellen aus nach-
folgenden Gründen kein ordnungsgemä-
ßes Fahrtenbuch dar: 
 
· Sie sind, wenn auch unter Umständen 

mit Schwierigkeiten verbunden, jeder-
zeit änderbar. Die heutigen technischen 
Möglichkeiten erlauben es, Bänder zu 
verändern, ohne dass ein Bruch er-
kennbar ist. 

· Außerdem kann jedes einzelne Band 
komplett neu besprochen werden. 

· Die Bänder sind nicht gegen Verlust 
gesichert. 

· Hat der Steuerpflichtige versehentlich 
während der Fahrt ein Band gelöscht 
und es neu besprochen, ist dies nicht 
feststellbar. 

· Es ist nicht mit vertretbarem Aufwand 
überprüfbar, ob die Bänder „eins zu 
eins“ in die Excel-Tabellen übertragen 
wurden. 

 
Anmerkung: Das FG ließ die Revision 
zum Bundesfinanzhof wegen grundsätzli-
cher Bedeutung der Frage zu, welche An-

forderungen an ein ordnungsgemäßes 
Fahrtenbuch unter Berücksichtigung der 
technischen Entwicklung in den letzten 
Jahren zu stellen sind. 
 
 
5. Zivilprozesskosten als außerge-

wöhnliche Belastungen - Änderung 
der Rechtsprechung 

 
Nach den Regelungen durch das Amtshil-
ferichtlinienumsetzungsgesetz sind Auf-
wendungen für die Führung eines Rechts-
streits (Prozesskosten) seit 2013 vom Ab-
zug ausgeschlossen, es sei denn, es han-
delt sich um Aufwendungen, ohne die der 
Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine Exis-
tenzgrundlage zu verlieren und seine le-
bensnotwendigen Bedürfnisse in dem üb-
lichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu 
können. 
 
In seiner Entscheidung vom 12.5.2011 
nahm der Bundesfinanzhof (BFH) die Un-
ausweichlichkeit von Zivilprozesskosten 
unter der Voraussetzung an, dass die be-
absichtigte Rechtsverfolgung hinreichende 
Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwil-
lig erscheint und qualifizierte diese als 
außergewöhnliche Belastung. Zur Be-
gründung führte er im Wesentlichen aus, 
dass streitige Ansprüche wegen des staat-
lichen Gewaltmonopols regelmäßig nur 
gerichtlich durchzusetzen oder abzuweh-
ren sind. Damit entstünden Zivilprozess-
kosten unabhängig vom Gegenstand des 
Prozesses aus rechtlichen Gründen 
zwangsläufig. 
 
Mit seiner Entscheidung vom 18.6.2015 
ändert der BFH seine Rechtsprechung. 
Kosten eines Zivilprozesses stellen dem-
nach im Allgemeinen keine außergewöhn-
lichen Belastungen dar. Etwas anderes gilt 
ausnahmsweise, wenn ein Rechtsstreit 
einen für den Steuerpflichtigen existenziell 
wichtigen Bereich oder den Kernbereich 
menschlichen Lebens berührt. 
 
Anmerkung:  Damit entspricht der BFH 
dem ab 2013 geltenden gesetzlichen Ab-
zugsverbot. Zu einer Definition des Be-
griffs der Existenzgefährdung konnte sich 
der BFH nicht durchringen. Damit bleibt 
die gesetzliche Regelung unpräzisiert. 
 
 



 

 

6. Kundenzahlungen auf das private 
Bankkonto des beherrschenden  
Gesellschafter-Geschäftsführers 

 
Kundenzahlungen auf ein privates Bank-
konto des beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführers einer GmbH sind als 
verdeckte Gewinnausschüttungen (vGA) 
zu erfassen. Das hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) mit Urteil vom 21.10.2014 entschie-
den. 
 
Eine vGA liegt immer dann vor, wenn die 
Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter 
außerhalb der gesellschaftsrechtlichen 
Gewinnverteilung einen Vermögensvorteil 
im Sinne einer bei ihr eintretenden Ver-
mögensminderung (verhinderte Vermö-
gensmehrung) zuwendet, diese Zuwen-
dung ihren Anlass oder zumindest ihre 
Mitveranlassung im Gesellschaftsverhält-
nis hat und in keinem Zusammenhang mit 
einer offenen Ausschüttung steht. Das ist 
in der Regel der Fall, wenn ein gewissen-
hafter Geschäftsführer diesen Vorteil ei-
nem Nichtgesellschafter nicht zugewendet 
hätte. 
 
Mit dem Eingang der Zahlungen auf dem 
Privatkonto des Gesellschafter-
Geschäftsführers hat dieser die Verfü-
gungsgewalt über die Beträge und damit 
einen Vermögensvorteil zulasten der 
GmbH erlangt. 
 
Allein aus dem Umstand, dass der Steu-
erpflichtige als beherrschender Gesell-
schafter-Geschäftsführer der GmbH mit 
den eingegangenen Beträgen auch Ver-
bindlichkeiten der GmbH gegenüber Drit-
ten getilgt hat, kann nicht auf eine ent-
sprechende klar und eindeutig im Voraus 
getroffene Vereinbarung geschlossen 
werden. 
 
 
7. Schlechtere ertragsteuerliche Ein-

stufung von Blockheizkraftwerken 
 
Die obersten Finanzbehörden des Bundes 
und der Länder teilen mit Schreiben vom 
17.7.2015 mit, dass sie nunmehr Block-
heizkraftwerke (BHKW) entgegen der bis-
herigen Verwaltungsauffassung wie ein 
wesentliches Bestandteil des Gebäudes 

statt wie zuvor als selbstständiges beweg-
liches Wirtschaftsgut behandeln werden. 
Dies hat zur Folge, dass sie zwar weiter-
hin der linearen Abschreibung unterliegen, 
allerdings gilt die für Gebäude betriebsge-
wöhnliche Nutzungsdauer von 50 Jahren. 
Die durchschnittliche Lebensdauer eines 
BHKWs ist i. d. R. jedoch deutlich niedri-
ger. Muss das BHKW ausgetauscht wer-
den, ist der anfallende Erhaltungsaufwand 
sofort in voller Höhe steuerlich absetzbar. 
 
Die alte Verwaltungsauffassung stufte die 
BHKW als selbstständige, vom Gebäude 
losgelöste bewegliche Wirtschaftsgüter ein 
und erlaubte für Abschreibungszwecke 
eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer 
von 10 Jahren zugrunde zu legen. 
 
Diese Einstufung hat auch Auswirkungen 
auf die die Inanspruchnahme des Investi-
tionsabzugsbetrags und der Investitions-
zulage. Mangels Klassifizierung als ab-
nutzbares bewegliches Wirtschaftsgut des 
Anlagevermögens sind diese nicht mehr 
möglich. 
 
Anmerkung: Für alle vor dem 31.12.2015 
angeschafften, hergestellten oder verbind-
lich bestellten BHKW wird Vertrauens-
schutz gewährt. Für solche Anlagen be-
steht ein Wahlrecht zwischen neuer und 
alter Verwaltungsauffassung. Das Wahl-
recht ist spätestens für den Veranla-
gungszeitraum 2015 auszuüben. 
 
 
8. Umlagesätze für Minijobber geän-

dert 
 
Minijobber haben Anspruch auf Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall sowie auf 
finanzielle Absicherung bei Mutterschaft. 
Diese finanzielle Belastung der Arbeitge-
ber wird durch ein Ausgleichsverfahren 
(teilweise) ausgeglichen. Zur Finanzierung 
zahlen Arbeitgeber auch für Minijobber die 
U1 für Aufwendungen bei Krankheit und 
die U2 für Aufwendungen bei Mutterschaft. 
 
Die Umlagesätze für Minijobber haben 
sich zum 1.9.2015 geändert; die neuen 
Werte gelten ab diesem Tag. So beträgt 
die U1 1,00 % (bis 31.8.2015: 0,70 %) und 
die U2 0,30 % (bis 31.8.2015: 0,24 %). 

 
 



 

 

 
  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

12.10.2015 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

28.10.2015 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.1.2015 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

  
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2015: Juli = 107,2; Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 107,0; März 107,0; 
Februar = 106,5; Januar = 105,5 
2014: Dezember = 106,7; November = 106,7; Oktober = 106,7 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für deren Inhal t kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.   
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